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Schadensminderungspflicht nach § 254 BGB im Rahmen eines Regressanspruchs führt 
nicht zur Notwendigkeit Hilfs- und Heilmitteln bei einer Versandapotheke einzukaufen.  
 
§ 116 Abs. 1 SGB X, §§ 7 Abs. 1, 18 Abs. 1 StVG, § 249 ff., 254 BGB, § 115 Abs. 1 S. 
1 Nr. 1 WG i. V. m. § 1 PflVG,  
 
Urteil des Landgerichts München I vom 01.04.2022 – 26 O 18070/20 – 
Vom Ausgang des Berufungsverfahrens beim OLG München wird berichtet 
 

Die Klägerin nimmt als gesetzliche Unfallversicherungsträgerin die Beklagte aus überge-
gangenem Recht (§ 116 SGB X) auf Erstattung von 2/3 ihrer gegenüber ihrem Versicher-
ten Herrn M entstandenen Aufwendungen in Anspruch. Diese resultierten aus einem von 
der Versicherungsnehmerin der Beklagten am 01.06.1990 herbeigeführten Verkehrsunfall. 
Zwischen den Parteien besteht seit 2004 eine Regulierungsvereinbarung, in der diese Quote 
vereinbart worden war. Seitdem werden laufend Aufwendungen erstattet. Die Beklagte hat die 
geltend gemachten Aufwendungen indes nicht in voller Höhe erstattet. Die Klägerin be-
gehrt mit ihrer Klage die Erstattung von Kleidermehrverschleiß, Heil- und Hilfsmittel so-
wie für eine Heilbehandlung i. H. v. insgesamt 5.619,21 €. Die Beklagte ist der Auffassung, 
die Klägerin komme ihrer Schadensminderungspflicht nicht nach, da der Versicherte Herr M 
statt in einer Onlineapotheke in einer stationären Apotheke die laufend benötigten Heil- und 
Hilfsmittel einkauft. Zudem sei der Kleidermehrverschleiß nicht substanziiert dargelegt. 
Der UV-Träger hat Klage auf Zahlung erhoben. 
Das LG hat der Klage weitgehend stattgegeben. Die Klägerin hat gegen die Beklagte ei-
nen Anspruch aus §§ 7 Abs. 1, 18 Abs. 1 StVG, 249 ff. BGB, § 115 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 WG 
i. V. m. § 1 PflVG, § 116 Abs. 1 SGB X auf Erstattung eines Restbetrages in Höhe von insge-
samt 5.460,28 €.  
Die Klägerin könne von der Beklagten die Erstattung der noch offenen Kosten für Heil- und 
Hilfsmittel in Höhe von insgesamt 3.832,51 € verlangen. Die Verweisung auf eine Ver-
sandapotheke sei dem Geschädigten im vorliegenden Fall nicht zumutbar. Der Geschä-
digte könne vom Schädiger nach § 249 Abs. 2 BGB als erforderlichen Herstellungsaufwand nur 
die Kosten erstattet verlangen, die vom Standpunkt eines verständigen, wirtschaftlich denken-
den Menschen in der Lage des Geschädigten zur Behebung des Schadens zweckmäßig und 
angemessen erscheinen. Diese Maßstäbe zugrunde gelegt, gelangt das Gericht nach Würdi-
gung aller Umstände im Rahmen des insoweit nach § 287 Abs. 2 ZPO auszuübenden Ermes-
sens zu der Überzeugung, dass die geltend gemachten Kosten für die Heil- und Hilfsmittel zur 
Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes erforderlich im Sinne des § 249 Abs. 2 S. 1 
BGB und daher von der Beklagten vollständig zu erstatten sind. Insbesondere liege durch die 
Beziehung der Heil- und Hilfsmittel in der Präsenzapotheke statt in der seitens der Be-
klagten benannten Versandapotheke kein Verstoß gegen die sich aus § 254 Abs. 2 S. 1 
BGB ergebende Schadensminderungspflicht. Das Gericht erachte den Verweis der Beklag-
ten auf die konkret benannte Online-Versandapotheke der Firma als unzumutbar. Bereits aus 
dem gesetzlichen Leitbild des Schadensersatzes, nach welchem der Geschädigte Herr des 
Restitutionsverfahrens ist, ergebe sich, dass eine solche Verweisung nur in Ausnahmefällen 
zulässig sein könne (wird ausgeführt, S. 543). Ein solcher Ausnahmefall, der die Verweisung 
als zumutbar erscheinen lässt, liege jedoch nicht vor. Denn durch die Verweisung auf die 
günstigere Versandapotheke im Internet würde dem Geschädigten ein Verhalten aufer-
legt, das seinen Grundsätzen und seiner bisherigen Lebensweise widerspricht (wird aus-
geführt, S. 543). Zwar seien die streitgegenständlichen Mittel bei der benannten Versandapo-
theke - zumindest nach Vortrag der Beklagten - deutlich günstiger als in der Präsenzapotheke. 
Die Schadensrestitution sei aber nicht auf die kostengünstigste Wiederherstellung 
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beschränkt; der Geschädigte müsse nicht zu Gunsten des Schädigers sparen (so BGH 
Urt. v. 15.10.2013 – VI ZR 528/12 – juris).  
Die Klägerin könne zudem von der Beklagten die Erstattung der Kosten für den Kleidermehr- 
verschleiß in Höhe von insgesamt 1.320,03 € verlangen. Entgegen der Ansicht der Beklagten 
sei der Vortrag der Klagepartei hierzu ausreichend. Es sei nicht erforderlich, dass der Ge-
schädigte kleinste Einzelbeträge vorträgt und nachweist. Vielmehr sei ausreichend, 
wenn die Klagepartei genügend Anknüpfungspunkte darlegt, die eine Schadensschät-
zung nach § 287 ZPO durch das Gericht ermögliche. Aufgrund des Vortrags der Klagepartei 
und den konkreten Angaben des Zeugen M sei es für das Gericht mehr als nachvollziehbar, 
dass ein erhöhter Waschbedarf der Kleidung und damit auch ein erhöhter Verschleiß der Klei-
dung gegeben sei. Vor diesem Hintergrund und unter Berücksichtigung der Tatsache, dass die 
vom Gesetz- und Verordnungsgeber vorgenommene Pauschalierung der Entschädigung für 
Kleider- und Wäscheverschleiß auf 32,00 € monatlich festgesetzt wurde (so auch BGH Urteil 
vom 18.02.1992 – VI ZR 367 /90 – juris), schätze das Gericht den monatlichen Kleidermehrbe-
darf nach § 287 ZPO auf 32,00 € monatlich.  
Hinweis: Siehe zu dieser Entscheidung auch die Anmerkung von J. Konradi in [DGUV-Forum 
06/2022, S. 53] (D. K.) 

 
Das Landgericht München I hat mit Urteil vom 01.04.2022 – 26 O 18070/20 –  
wie folgt entschieden: 
 
  

https://forum.dguv.de/ausgabe/6-2022
https://forum.dguv.de/ausgabe/6-2022
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